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� Sezessionen aus der EU und Sezessionen innerhalb einzelner EU-Staaten dürften die Krise der EU 

weiter verschärfen. 

� Angesichts dieser Lage sind die europapolitischen Zentralisierungsprojekte von EU-Kommis-

sionspräsident Juncker und des französischen Staatspräsidenten Macron kontraproduktiv. 

� Der Zentralisierungsdrang in der EU geht von den nationalen Regierungen der EU-Mitgliedstaa-

ten aus, die das gegebene institutionelle Arrangement der EU nutzen, um sich von ihren natio-

nalen Parlamenten zu emanzipieren. 

 

Die Sezessionsbestrebungen der katalanischen 

Regionalregierung sind nicht nur ein spanisches 

Problem, sondern betreffen die Zukunft der 

Europäischen Union. Während bereits die Se-

zession von Großbritannien aus der EU nach Art. 

50 EUV für alle Beteiligten enorme Probleme 

mit sich bringt, würde die Sezession eines be-

deutenden Landesteils aus einem EU-Staat die 

Krise der EU weiter verstärken. Das gilt auch, 

wenn der sich abspaltende Landesteil als neuer 

souveräner Staat Mitglied der EU bleiben bzw. 

werden würde, wie das die Katalanen möchten.  

 

Die EU zeigt sich mehr als reserviert. Denn das 

eigentliche Machtzentrum der EU ist der Euro-

päische Rat der Staats- und Regierungschefs, in 

welchem die spanische Regierung Mitglied ist. 

Die spanische Regierung wird es nicht gerne 

sehen und zu verhindern suchen, daß der Euro-

päische Rat durch eine Verhandlungs- oder 

Vermittlerrolle faktisch die katalonische Regio-

nalregierung als Regierung eines neuen souve-

ränen Staates anerkennt und so eine katalani-

sche Sezession unterstützt.  

 

Das innerstaatliche Sezessionsproblem spielt 

aber nicht nur in Spanien eine Rolle. Die schotti-

sche Regionalregierung hatte unmittelbar nach 

dem Brexit-Votum in Brüssel vorgefühlt, ob und 

unter welchen Bedingungen die EU eine neue 

bzw. verbleibende Mitgliedschaft Schottlands in 

der EU unterstützen würde, bekam jedoch ver-

ständlicherweise keine verbindlichen Antwor-

ten.  

 

2014 hatten sich die Schotten in einem Refe-

rendum für den Verbleib im Vereinigten König-

reich entschieden. Seit dem Brexit-Referendum 

2016 versucht die schottische Regierung das 

Ergebnis des Referendums von 2014 durch ein 

neues Referendum mit der Begründung umzu-

kehren, daß das Votum 2014 unter der Voraus-

setzung einer Mitgliedschaft von Großbritan-

nien in der EU gefällt wurde. Diese Vorausset-

zung sei durch das Brexit-Votum im Juni 2016 

aber weggefallen.  

 

Da durch ein neues schottisches Referendum 

die Verhandlungsposition in den laufenden Aus-

trittsverhandlungen Großbritanniens mit der EU 
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geschwächt oder gar gänzlich unterminiert wer-

den würde, hat die britische Premierministerin 

Theresa May bis heute keinem neuen schotti-

schen Referendum zugestimmt.  

 

Hinzu kommen Schwierigkeiten aufgrund der 

Nordirland-Frage. Nach vollzogenem Brexit 

würde Nordirland nicht mehr zur EU gehören, 

Irland aber schon. Die Sezessionsbestrebungen 

in Nordirland, aus dem Vereinigten Königreich 

auszutreten und sich mit Irland zu vereinigen, 

dürften deshalb wieder anwachsen. 

 

Ähnliche Probleme könnten auch in Belgien 

drohen, wo die Rivalität zwischen Wallonen und 

Flandern nicht nur das belgische Staatsgebilde 

sprengen kann. Die zeitweise Verweigerung 

einer belgischen Region, dem Freihandelsab-

kommen CETA zwischen der EU und Kanada 

zuzustimmen, zeigt, welche gesamteuropäi-

schen und transatlantischen Auswirkungen re-

gionale Entscheidungen haben können. Nicht 

vergessen werden sollte auch, daß in Italien die 

Lega Nord seit Jahren die Unabhängigkeit von 

Norditalien anstrebt. 

 

Angesichts des aktuellen Konflikts um die Sezes-

sion Kataloniens und der drohenden anderen 

Sezessionskonflikte in der EU erscheinen die 

politischen Zentralisierungsprojekte von EU-

Kommissionspräsident Juncker und des franzö-

sischen Staatspräsidenten Macron als geradezu 

grotesk. Sollten diese Vorschläge umgesetzt 

werden, drohen durch diese europäische Zen-

tralisierungsmanie neue Austrittsreferenden aus 

der EU oder dem Euro. Sezessionen aus der EU 

und Sezessionen innerhalb einzelner EU-Staaten 

würden die Krise der EU weiter verschärfen.  

 

Auch wird durch die europäische Zentralisie-

rungsmanie die Wettbewerbsfähigkeit in der EU 

nicht erhöht. Die Ausschaltung des System-, 

Steuer- und Regelwettbewerbs zwischen den 

EU-Staaten wird die Wettbewerbsfähigkeit der 

einzelnen EU-Staaten mehr und mehr lähmen. 

Wenn die EU erhalten und gefestigt werden soll, 

muß der manischen Sucht zu immer mehr Zen-

tralisierung in der EU widerstanden werden.   

 

Dieser Widerstand ist jedoch nur bedingt und 

zur Zeit nur in der Flüchtlingsfrage von einzel-

nen Regierungen der EU-Mitgliedstaaten zu 

erwarten. Denn die EU ist primär eine intergou-

vernementale Veranstaltung. Das Machtzen-

trum ist nicht die EU-Kommission oder das Eu-

ropäische Parlament, sondern der Europäische 

Rat der Staats- und Regierungschefs. Dazu 

kommt der Rat der Europäischen Union, der 

sogenannte Ministerrat. Dieses institutionelle 

Arrangement führt dazu, daß die einzelnen na-

tionalen Regierungen oftmals in der Lage sind, 

sich von ihren nationalen Parlamenten zu 

emanzipieren, indem sie „über Brüssel spielen“, 

um Projekte durchzusetzen, die sie auf natio-

naler Ebene nur schwer oder gar nicht durchset-

zen können. „Über-Brüssel-zu-spielen“ bedeutet 

nichts anderes, als Absprachen mit anderen 

Regierungen zu treffen. 

 

Hier hat der Zentralisierungsdrang der EU seine 

machtpolitische Ursache. Die EU-Kommission 

spielt nur die Rolle eines Hilfssheriffs. Die Zen-

tralisierungsdynamik in der EU spiegelt das 

Machtausweitungsstreben der nationalen Re-

gierungen wider. Und solange die nationalen 

Parlamente ihren Regierungen nicht wirksam 

Grenzen setzen, wird diese Zentralisierungsdy-

namik weiter fortschreiten. Welcher Regie-

rungschef verzichtet schon freiwillig auf mehr 

Macht? Die Separatisten in Spanien, Belgien und 

Schottland wollen sich der von ihnen als Fremd-

herrschaft empfundenen nationalen Macht 

entziehen, um selbst über die Brüsseler Bande 

spielen zu können. Ob so eine stabile und bür-

gernahe Union geschaffen werden kann, ist 

fraglich.
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